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eiluge M Ur. 71 der Ksrtsricher Zeitung.
Dienstag, 13 März 1884 .

Vsdischrr Landtag .
» KarlSrnhe, 10. März . 12. öffentliche Sitzung der

Ersten Kammer unter dem Vorsitz des Durchlauchtigsten
Präsidenten, Seiner Großherzoglichen Hoheit des Prinzen
Wilhelm .

Am Regierungstisch : Minister v . Brauer , später
Ministerialdirektor Seubert und Ministerialrath Frhr .
v. Bodman .

ES werden folgende Einläufe und Petitionen bekannt
gegeben :

Urlaubsgesuchdes HerrnGeh . Kommerzienraths Krafft .
Entschuldigungsschreiben des Frhrn . Ferd. v . Bodman
und des Prälaten v . Doll .

Zuschrift des Präsidenten des Großh. Ministeriums des
Innern , Einladung der Herren Mitglieder des Hohen
Hauses zu einer Besichtigung des Kaiserin-Augusta- Bades,
sowie der übrigen Kuranstalten in Baden -Baden .

Petition der Stavtgcmeinde Durlach um Wiedererrich¬
tung einer Dvmänenverwaltung und Obereinnehmerei in
Durlach .

Petition des pensionirten Gendarmen Gronert in Dur¬
lach um Bewilligung einer Pensionserhöhung .

Petition des Komitös für den Bahnbau Eppingen —
Steinsfurth , den Bau einer Verbindungsbahn zwischen
Eppingen und Stcinsfurth betreffend.

Petition in dem gleichen Betreffe von der Handels¬
kammer für den Kreis Heidelberg nebst der Stadt Eber¬
dach, von dem Stadtrathe in Heidelberg und den Ge-
meinderäthen von Meckesbeim , Hasselbach , Kürnbach und
Zaisenhausen , ferner von Mosbach , Neckarbischofsheim
und Eschelbronn .

Petition der Stadtgemeinde Ladenburg , die Errichtung
eines Bezirksamtes und die Wiederherstellung des im
Jahre 1892 aufgehobenen Amtsgerichts Ladenburg betr.

Die Petition des Komitö 'S für den Bahnbau Eppingen —
Steinsfurth wird von Frhrn . E . A . v . Göler überreicht.
Die Petitionen werden den betreffenden Kommissionen
überwiesen .

Hierauf erstattet Graf v . Hennin namens der Kom-
Mission für Eisenbahnen und Straßen Bericht über den
Gesetzentwurf , die Erbauung einer Nebenbahn von Kro -
ziugen über Staufen nach Sulzburg betr . Redner glaubt
die Vorgeschichte dieses BahubauS als bekannt vorauS-
setzen und sich im Hinblick auf seinen gedruckt vorliegen¬
den Bericht auf wenige Bemerkungen beschränken zu
können . Zunächst müsse er aber der Großh. Regierung
Dank aussprechen für das den Interessenten durch ihr
Entgegenkommen bewiesene Wohlwollen. Mit der jetzt
in Betracht kommenden Linie trete ein werthvolles Glied
zu der schon vorhandenen Zahl von Nebenbahnen hinzu.
Noch manche Stadt und manches Thal hätten bezüglich
der Erbauung einer Bahn Wünsche , die bei dem Wohl¬
wollen der Regierung wohl auf Erfüllung rechnen dürften .
Dabei müffe weniger auf die finanziellen, sondern vor
allem auf die volkswirthschaftlichen Interessen Rücksicht
genommen werden .

Auch im vorliegenden Fall hätten nicht alle Interessen
befriedigt werden können . Dies zeige sich in der Petition
der Gemeinden Ehrenstetten, Kirchhofen und Ambringen.
Der Wunsch , die Bahn von Staufen nach Krozingen über
diese Orte zu führen , habe von Haus aus wenig Aus¬
sicht auf Verwirklichung gehabt. Denn die Linie Sulz¬
burg —Staufen—Krozingen beruhe schon auf einer Kom¬
bination zweier Projekte . Sulzburg habe in HeiterSheim,
Staufen in Krozingen den Anschluß an die Hauptbahn
erreichen wollen . Da aber diese beiden Linien einzeln
nicht lebensfähig gewesen seien , so habe man sich auf
das vorliegende Projekt geeinigt. Der Umweg über
Kirchhofen habe Nachtheile zur Folge, die außer Ver-
hältniß zu den Vortheilen seien , welche die Bahn für
Kirchhofen bringe. Es sei deßhalb auch eine Gegen-
petition der Städte Sulzburg und Staufen eingereicht
worden; dieselben erklärten ebenso wie die Baufirma,
daß wenn die Bahn über Kirchhofen geführt werde , sie
von dem Vertrag zurücktreten. Für die Kirchhofener Pe¬
tition sei Niemand eingetreten , die Petition von Sulz¬
burg und Staufen erledige sich mit der Annahme des
Gesetzentwurfs.

Uebrigens sei die erstgenannte Petition mir dem andern
Hohen Hause zugegangen. Er müsse sich darüber ebenso
wundern , wie über die Thatsache , daß die betheiligten
Gemeinden , ohne die Entscheidung dieses Hohen Hauses
abzuwarten , die Annahme des Gesetzentwurfs in der
Zweiten Kammer mit Jubel und Böllerschüssen gefeiert
hätten . Er habe sich damals gefragt, ob er seinen Be¬
richt , an dem er gerade gearbeitet , überhaupt noch er¬
statten solle.

Uebrigens wolle er doch für Kirchhofen ein gutes Wort
einlegen und bitten, bei Umbau des Schallstadter Güter¬
bahnhofs die Wünsche dieser Gemeinde nach Möglichkeit
zu berücksichtigen.

Redner macht sodann noch einige Bemerkungen über
die von dem andern Hohen Haus beschlossene Einschaltung
«nach Maßgabe der von Unserer Regierung festgesetzten
Pläne " in Art . 6, durch welche die Möglichkeit gegeben
sein soll, die im Vertrag ausgesprochene Verpflichtungder Gemeinden zur Stellung des Schottermaterials wieder
aufzuheben . Die Kommission könne nach der ihr ge¬
wordenen Aufklärung dieser Verpflichtung keine so große
Belastung der Gemeinden finden, zumal rS sich nicht um
dauernde Verpflichtungen, sondern um einmalige Heber-

laffung eines Geländestücks zur Entnahme des Schotter¬
materials handle. Die Kommission habe auch bezweifelt ,
daß es den Bemühungen der Regierung gelingen werde,eine Aenderung im Vertrag zu bewirken. Uebrigens
enthalte die Einschaltung nichts neues, sondern betone
nur nochmals das selbstverständliche staatliche Oberauf¬
sichtsrecht . Da aber dKe Großh . Regierung diesen Passusin dem Gesetzentwurf über Erbauung der Bahn Bruchsal-
Odenheim sich zu eigen gemacht habe, sei der Strich nicht
beantragt .

Redner bittet namens der Kommission , dem Gesetzentwurfin der von der Zweiten Kammer angenommenen Fassung
zuzustimmen .

Seine Großherzogliche Hoheit Prinz Karl möchte
nicht zu diesem speziellen Gegenstände sprechen , sondern
ergreift das Wort , weil er glaube , daß , entgegen dem
bisherigen Verfahren , größere Vorsicht zu walten habe
gegenüber den vielen Wünschen nach Eisenbahnen . Nach
der Vorlage der Regierung sollen noch über zwölf Millionen
zu Eisenbahnbauten verwendet werden, die schon zu diesem
Zweck bewilligt seien. Soweit ihm dies bei dem kleinen
Mattrial möglich , habe er versucht , sich klar zu machen ,wieviel der Staat ausgeben müsse , wenn alle die heute
vorliegenden Wünsche erfüllt würden. Er sei dabei auf
eine zwölf Millionen weit überschreitende Summe
gekommen. Da er aber zuverlässige Daten nicht an¬
geben könne , so wende er sich im Einverständniß mit
dem Vorsitzenden der Budgetkommission an das Präsidiummit der Bitte , die Eisenbahnkommission zu ersuchen , daß
sie unter Einladung des Herrn Regierungskommissärs ,oder noch besser des Herrn Ministers in Berathung
darüber eintrete , mit welchen Summen man zu rechnen
habe, wenn alle in den vorliegenden Petitionen enthaltenen
Wünsche erfüllt würden. Er glaube, daß man mit Rück¬
sicht auf die finanziellen Verhältnisse alle Ursache habe,
vorsichtig vorzugehen und nicht einfach postenweise alles
zu bewilligen , um dann am Schluffe des Landtages vor
einer erschreckenden Gesammtsumme zu stehen .

Bei diesem Anlaß wolle er auch hervorheben , daß es
ihm scheine , als ob man die Ausstattung der Gebäude der
Äahnverwaltung minder luxuriös als bisher machen könne .Man solle sich bemühen , Bahnhofsgebäude, Güterschuppen
u . s. w . lediglich ihrem dienstlichen Zwecke entsprechend
zu bauen. In anderen Ländern sei dies auch der Fall .Er wolle nur auf eine jetzt verstaatlichte Gesellschaftsbahnin Oesterreich Hinweisen, deren Gebäude ebenso einfach als
zweckmäßig seien.

Dabei sei er aber vollständig damit einverstanden, daß
den Wünschen der Bewohner von Ortschaften , welche an
der Bahn liegen , nach Errichtung von Haltestellen, Güter¬
schuppen , Anlegung von Zufahrtswegen möglichst ent¬
sprochen werde .

Der Durchlauchtige Redner schließt , indem er seine
Bitte an das Präsidium wiederholt. Er glaube , daß es
im einzelnen Fall vielleicht geboten sei , zu sagen, daß das ,was heute nicht geschehe , auf eine spätere Zeit verschoben
werden könne. Wir seien bestimmt veranlaßt, vorsichtig
und sparsam zu sein , um so mehr , als sehr wichtige
Fragen im Reichstag noch nicht entschieden seien , von
welchen wir im Land direkt abhängen.

Minister v . Brauer : Der Durchlauchtige Herr Vor¬
redner habe darauf hingewiesen , daß bei der gegenwärtigen
Finanzlage gegenüber den zahlreichen Wünschen nach Er¬
bauung von Bahnen Vorsicht geboten sei, und den Wunsch
ausgesprochen , es möchte eine Uebersicht zusammengestellt
werden , aus welcher hervorgehe , welche Gesammtsumme
für Bauzwecke aufgewendet werden sollten . Demgegenüber
könne er darauf Hinweisen , daß eine Uebersicht über die
in Aussicht genommenen Bauten im Eisenbahnbaubudget
enthalten sei, an welches die Regierung sich binden müsse.
Es sei daraus zu ersehen, was in jedem Jahr für Eisen¬
bahnbauten ausgegeben werde . Es betreffe dies aller¬
dings nur die vom Staat selbst gebauten Bahnen. Be¬
züglich der Privatbahnen , die mit Staatszuschuß gebaut
würden, lasse sich der erforderliche Aufwand nicht immer
im voraus aus dem Budget entnehmen ; es handle sich
aber dabei auch nur um verhältnißmäßig unbedeutende
Beträge , die gegenüber den großen Summen des Bau-
und Betriebsbudgcts kaum in Betracht kämen .

Der Vorwurf, daß Gebäude der Bahnverwaltung viel¬
fach zu luxuriös ausfallen, habe ihn einigermaßen über¬
rascht . Denn oft müffe er Klagen darüber hören , daß
man zu sparsam gewesen sei . Es gelte eben auch hier , die
richtige Mitte zu halten. Die Zeiten, in denen man monu¬
mentale Bahnbauten errichtet habe , seien vorüber . Da¬
gegen strebe man auch jetzt noch dahin , den Gebäuden
ein gefälliges Aeußere zu geben, soweit dies ohne zu große
Kosten möglich sei.

In einem gewissen Widerspruch mit der Mahnung zur
Sparsamkeit stehe die Ansicht des Durchlauchtigen Herrn
Vorredners , daß Wünsche auf Errichtung von Haltestellen ,
Güterschuppen , Zufahrtsstraßen u . s . w. möglichst berück¬
sichtigt werden sollen. Diese Wünsche seien oft in ihrer
Gesammtheitvon großer finanzieller Tragweite , wenn auch
der einzelne Posten unbedeutend sei . Er sei indessen bei
aller Sparsamkeit stets bestrebt, den berechtigten Wünschen
der Gemeinden und sonstigen Interessenten nach Mög¬
lichkeit entgegenzukommen.

Frhr . E. A . v. Göler spricht Seiner Großherzogltchen
Hoheit dem Prinzen Karl seinen Dank aus für die von
ihm gegebene Anregung . Bor vier Jahren habe er den¬
selben Gegenstand erörtert . Auch fein Wunsch sei, eS

möge ein übersichtliches Bild gegeben werden von denin den Petitionen enthaltenen Wünschen. Dabei müffeman unterscheiden zwischen den Bauten, welche der Staat
unmittelbar ausführe und den Bahnen , zu denen derStaat nur einen Zuschuß gewähre . Unser Verfahren seifür diejenigen , die nicht Mitglieder der Eisenbahnkom-
Mission seien, nicht übersichtlich. Wenn man immer von
Fall zu Fall entscheide, so sei man sehr geneigt, den aus¬
gesprochenen Wünschen entgegenzukommen . Sei dann dieSumme, die man für Eisenbahnbauten ausgeben wolle,
erschöpft , so müsse man notwendig weiteren Wünschen
gegenüber Einhalt thun. Infolge dieses Verfahrens be¬
kämen die Gegenden , in denen rührige Männer seien,die eine Petition zu Stande bringen, leicht einen Vor¬
sprung vor anderen, namentlich denen mit einer vorzugs¬
weise bäuerlichen Bevölkerung. Er sei sich dabei wohlbewußt, daß die Großh . Regierung die ihr vorgetragenen
Wünsche siebe und die am meisten berechtigten heraus¬
suche. Er wisse, daß die Großh. Regierung eine
Uebersicht über das Ganze habe, nicht aber die einzelnen
Mitglieder dieses Hohen Hauses. Es sei daher eine
dankbare Arbeit für die Eisenbahnkommission , alle Peti¬tionen zusammenzustellen . Er glaube auch nicht, daß sie
zu schwierig sein werde . Früher habe er den Wunschgeäußert , die Großh . Regierung möge ein Projekt auS-
arbeiten über alle noch zu erbauenden Linien.Er könne sich dem ausgesprochenen Wunsche nachgrößerer Sparsamkeit bei Ausstattung der Gebäude an-
schließen . Er müsse dabei anerkennen , daß man jetztsparsamer verfahre, als früher . Als Beispiel einer wenigsparsamen Bauweise führt Redner die von ihm oft be¬
fahrene Strecke Karlsruhe - Eppingen an . Auf dieserfeien Bahnhöfe, von denen man nicht wisse , was manmit ihnen anfangen solle. (Schluß folgt.)

» Karlsruhe , 10. März . 48. öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer unter dem Vorsitz des PräsidentenGönner .

Am Regierungstisch: Geh . Legationsrath Zittel , Mini-
sterialrathvr . Glöckner, späterMinisterialrath Becherer .

Nach Mittheilung einiger Petitionen wird in die Tages¬
ordnung eingetreten .

Abg. Breitner berichtet namens der Kommission für
Eisenbahn und Straßen über die Petition , betreffend die
Fortführung der strategischen Bahn von Rastattnach Sehl . Der Petition ist zu entnehmen , daß die vor¬
geschlagene Bahnstrecke seit langem herbeigewünscht werde.Höre die Thalbahn bei Rastatt auf und gehe der kürzeste
Weg nach Straßburg über Röschwoog, so müsse mit der
Zeit der größte Theil des Verkehrs mit Straßburg vonden badischen auf die elsäsfischenBahnen übergehen. Kehl
sei für die badische Thalbahn der natürliche Endpunktund durch die Lage am Rhein berufen , der Hafen - und
Stapelplatz für alle Güter zu werden, welche bei Straß -
bürg den Rhein heraufkommen , und auch für Maaren,welche vom badischen Oberland aus verschifft werden
sollen . Durch die Erstellung der Bahn würden aber auchOrte wie Iffezheim, Stollhofen, Hügelsheim dem Verkehr
eröffnet. Die Kommission, so wird ausgeführt , sei zu der
Ueberzeugung gelangt, daß die Petition von irrigen Vor¬
aussetzungen ausgehe. Falsch sei . daß die Bahnstrecke
Karlsruhe - Appenweier - Straßburg 17 Kilometer länger
sei, als die Strecke Karlsruhe— Röschwoog, die Differenz
sei eine viel geringere. Bei dem Güterverkehr werde die
Hauptlinie stets als die Durchgangslinie in Betrachtkommen . Die zu erzielenden Vortheile seien verschwindend
gegenüber den Lasten, die der Staat durch die neue Bahn-
strecke zu tragen habe . Auch die lokalen Vortheile seien
um so geringer, als die Lokalbahn Bühl — Kehl den Lokal-
verkehr der Hauptorte vermittle . Die angeführten Orte,die in Betracht kämen, lägen jetzt schon in der Nähe der
Bahn. Die Bewegung für diese Bahn sei aber auch keine
natürliche, sondern von dem Eisenbahnreformverein in die
Gegend hineingetragen worden . Die Kommission komme
aus diesen Gründen zu dem Antrag , über die Petition
zur Tagesordnung überzugehen.

Geh . Legationsrath Zittel hält es für zweckmäßig ,die Stellung der Regierung sofort darzulegen, die wohl
eine Abkürzung der Debatte zur Folge haben dürfte.Er könne namens der Regierung die Erklärung abgeben,
daß die Anschauung der Regierung mit derjenigen des
Kommissionsberichts übereinstimme . Die Regierung stimme
auch mit dem Schlußantrag überein und halte es für
wünschenswerth, wenn auch das Hohe HauS sich diesem
Antrag anschließe, schon um einer Agitation die Spitze
zu bieten, die durchaus nicht von der Bevölkerung aus¬
gegangen, sondern künstlich in dieselbe hineingetragenworden sei. Wenn sich später einzelne Gemeinden der
Petition angeschlossen hätten, so sei dies erst nach einigen
Versammlungen geschehen , in denen dieselben dazu über¬
redet worden seien. Eine weitere Frage sei aber, ob die
Gesammtgemeinde» resp . die BürgerauSschüffe sich der
Petition anschließen würden , wenn von ihnen verlangtwürde, sich an den Kosten zu betheiligen. In der Ein¬
gabe des Eisenbahnreformvereins befinde sich ein Satz,der insofern von Interesse sei, als er die Fachkeuntnißund Urtheilsgabe der Verfasser der Petition ins hellste
Licht stelle. Derselbe laute: „ die Linie nicht von staatS-
wegen ausbauen, hieße unser Eisenbahnbudget in seinen
Grundlagenerschüttern " . Wenn dieser Satz richtig wäre,dann würde unser Eisenbahnbudget auf schwachem
Fundament beruhen und die Regierung würde einen «n-



verzeihlichen Fehler begehen , wenn sie dem Hause nicht
sofort eine Vorlage machte , um diese Bahn sozusagen
mit Schnellzugsgeschwindigkeit zur Ausführung zu bringen.
Doch die Regierung wie die Kommission sei anderer An¬
sicht. Weder die Interessen der Eisenbahnverwaltung
noch dar wirthschaftliche Interesse der Gegend laste diese
Bahn als ein Bedürfniß erscheinen , während die dem
Staat entstehenden Lasten von dem Umfang wären , daß
deren Uebernahme vom Standpunkt einer rationellen
StaatSwirthschaft nicht verantwortet werden könnte . Er
wolle den Versuch machen , dies zu beweisen . Wie in
dem Kommissionsbericht auSgeführt, werde die neue Rösch-
wooger Linie den Verkehr von Rastatt über Zabern nach
Metz , Nancy , Paris ablenken , und zwar unwiederbring¬
lich. Dieser Verkehr gehe künftig überhaupt nicht mehr
über Straßburg und könnte auch durch eine direkte Linie
nach Sehl nicht erhalten werden. Anders verhalte es sich
mit dem Verkehr zwischen Straßburg und Rastatt-
Karlsruhe und dem südlichen Elsaß . Die Einnahmen auf
der Appenweierer Linie aus diesem Verkehr seien auf
160000 Mark veranschlagt, von diesen würde ebenfalls
ein Theil verloren gehen , denn die Röschwooger Linie
bilde künftig die kürzeste Verbindung zwischen Straßburg
und Rastatt, und zwar noch eine kürzere als eine direkte
Linie über Kehl. Den Verkehr über Appenweier nach
Straßburg habe aber Baden in der Hand , derselbe werde
daher erhalten werden können , da die Längendifferenz
nicht von der Bedeutung sei , um die Konkurrenz mit der
Röschwooger Linie nicht aufnehmen zu können . In erster
Linie werde die strategische Bahn für Militärzwecke ge¬
baut und habe nicht den Zweck einer Konkurrenzbahn.
Man könne also mit vollem Recht verlangen , daß uns
der Verkehr, den wir noch mitbedienen können , verbleibe,
wobei allerdings selbstverständlich die Gütertaxen mit
denjenigen über Röschwoog gleichgestellt werden müßten.
Eine solche Gleichstellung müßte aber auch auf der von
den Petenten geplanten Route stattfinden , so daß die
Linie für den Güterverkehr also nutzlos wäre . Anders
sei es bei dem Personenverkehr. H^ r bestimme jeder
Reisende seine Route selbst und hierbei seien drei Mo¬
mente in Betracht zu ziehen : 1 . die landschaftlichen Schön¬
heiten der Gegend, 2. die Bedeutung der Orte, an wel¬
chen die Bahn liegt , und 3 . die Ausrüstung des Fahr¬
plans , die Zahl und Lage der Züge . Bezüglich des
ersten Momentes sei die Appenweierer Linie der Rösch¬
wooger weit überlegen, sie führe an dem schönsten landschaft¬
lichen Theile Badens vorüber, an der Appenweierer Linie
liege Baden -Baden , Bühl , Achern , während auf der Rösch¬
wooger Linie kein Ort von Bedeutung sei , endlich sei der
Fahrplan über Appenweier ein so reichhaltiger, wie kaum
auf einer Linie in Deutschland. Ganz ähnlich würde
aber auch das Verhältniß sein auf einer direkten Linie
zwischen Rastatt und Kehl . Auch dieser gegenüber seien
die Vortheile der Appenweierer Linie vorhanden. Man
werde doch wohl zugeben müssen , daß es unmöglich sei,
die Schnellzüge statt über Baden -Baden über Stollhofen
zu führen . Wolle man z. B . jetzt einen Schnellzug von
Basel nach Frankfurt über Schwetzingen einlegen , dann
komme sofort eine Beschwerde des Stadtraths von Heidel¬
berg, ganz AehnlicheS wäre von Baden -Baden zu erwarten ,
wollte man einen Schnellzug über Stollhofen führen . Es
sei andererseits nicht wahrscheinlich , daß die elsässische
Eisenbahnverwaltung sich veranlaßt sehen würde , die
Züge von Rastatt—Kehl direkt nach Straßburg durchzu-
führen . Sie habe daran gar kein Interesse , sondern
würde einfach sagen , die Reisenden möchten in Kehl
warten , bis der Durchgangszug von Appenweier komme.
Der jetzt bedauerte Aufenthalt in Appenweier würde da¬
her einfach nach Kehl verlegt werden. Man habe dann
hervorgehoben, daß es von großem Werth sei , die Linie
über Appenweier zu entlasten . Würde der Verkehr auf
der Appenweierer Linie einmal so groß , daß er nicht
mehr zu bewältigen sei, so wäre das sehr gut, doch liege
dieser Zeitpunkt noch sehr fern , namentlich aber dann,
wenn die drei Bahnhöfe in Karlsruhe , Rastatt und
Appenweier die geplante Vergrößerung erfahren
hätten . Mit diesen Bahnhöfen könne man einen
bedeutend größeren Verkehr bewältigen , als er jetzt
vorhanden sei. Was die lokalen Verhältnisse betreffe ,
so komme zunächst in Betracht , daß der Verkehr
zwischen Karlsruhe , Rastatt und Straßburg durch zwei
Linien gesichert sei, es könne sich also nur um den Ver¬
kehr für das Hanauerland handeln.

Hierbei ignorire die Petition die Lokalbahn Biihl - Kehl
vollkommen , weil dieselbe keine Schnellzüge führe, das sei
insofern eine eigne Anschauung , als es eine ganze Reihe
von Bahnen ohne Schnellzüge gebe. Die Beziehungen
des Hanauerlandes gravitiren aber andererseits nach
Straßburg , eine versuchte Ablenkung nach Karlsruhe wäre
vergebliche Mühe , wenn man auch noch mehr Bahnen
bauen würde. Die Bühler Lakalbahn sei aber auch mit
Staatsunterstützung gebaut worden und der Staat habe
tatsächlich nicht unerhebliche Opfer gebracht . Von einem
größeren Durchgangsverkehr auf der geplanten Rastatter
Linie könne keine Rede sein, sie würde wesentlich auf den
Lokalverkehr angewiesen sein. Nun habe die Bahn Bühl -
Kehl eine jährliche Roheinnahme von ca . 120 000 M.
gegenüber einer Ausgabe von 80— 90000 M ., sie habe
also eine Rente zwischen 2— 3 Procent . Entziehe man
dieser Bahn aber einen Theil des Verkehrs, so könne die
Gesellschaft nicht mehr existiren und die Bahn wäre rui-
nirt . Das wäre aber in keiner Weise ein Vortheil für
das Hanauerland , dem die Bahn in ganz hervorragender
Weise diene ; dieselbe führe mitten durch die Ortschaften
und passe sich auch in ihrem Fahrplan den Bedürfnissen
und dem Verkehr an . Eine andere Bahn könnte das
aber nicht . Das Hanauerland würde also durch die
Rastatt-Kehler Bahn nur verlieren. Total verkehrt sei
auch der Vergleich mit der Rheinthalbahn ; hier liegen
die wirthschaftlichenund Betriebsverhältniffe ganz anders . !

Diese Bahn diene thatsächlich zur Entlastung der zur ;
Bewältigung des großen Verkehrs unzulänglichen Bahn¬
höfe in Heidelberg und Bruchsal . Ein gewisser Trumpf
werde nun in der Petition der Gemeinden ausgespielt
mit dem Hinweis auf den zukünftigen Hafen- und Stapel¬
platz in Kehl . Nun wolle er allerdings nicht bestreiten,
daß dieser in Sehl einmal zu Stande komme — der
Nachweis sei aber nicht zu erbringen, daß dieser Hafen
in Verkehrsbeziehung stehen werde mit der Bahn von
Rastatt nach Kehl . So wenig der Hafen von Mannheim
zu der Gegend von Darmstadt rc. eine Beziehung habe,
so wenig wäre ein Hafen in Kehl für die Gegend von
Rastatt von Bedeutung . Denn man werde die Güter
doch nicht erst auf dem Wasser nach Kehl fahren, um sie
dann auf der Bahn zurück nach Rastatt zu spediren.
Der Hafen werde eine Bedeutung haben für den Schwarz¬
wald , das Kinzigthal und den Verkehr nach Südbaden
und der Schweiz, niemals aber für die rückwärts liegende
nördliche Gegend. Ferner sei zu bedenken , daß die Er¬
bauungskosten sehr hohe seien, zu denen noch jährlich hohe
Betriebskosten kommen würden ; mit den Zinsen des
Baukapitalcs zusammen würde ein JahreSaufwand in
ungefährer Höhe von 600000 M . entstehen . Diesen
jährlichen Gesammtlasten stünde eine minimale eigene
Einnahme gegenüber , so daß es unverantwortlich wäre,
diese Bahn auf Staatskosten zu übernehmen. Weder für
die Verwaltung , noch für die in Frage kommende
Gegend sei die Bahn ein Bedüfniß , weßhalb es nur
gerechtfertigt erscheine , über die vorliegende Petition zur
Tagesordnung überzugehen.

Abg . Hauß erinnert an die bezüglich der Bahn in
Neufreistett stattgefundene Versammlung , in der er die
Ansichten der Regierung , und wie es sich heute zeige, auch
diejenige der Kammer vertreten habe, indem er von der
Petition abgerathen habe. Er sei dafür in der Presse
und besonders im „ Badischen Landesboten" herunterge-
riffen worden, man habe ihm alles Mögliche vorgeworfen,
zuletzt gewissermaßen Gesinnungslumperei . Er habe aber
lediglich retten wollen , was zu retten gewesen, denn wenn
eine Petition einmal in den Papierkorb gewandert, sei
sie schwer wieder herauszubekommen. Er habe genau
dasselbe gesagt, was Muser auf einer Eisenbahnversamm¬
lung, man möge bei der gegenwärtigen Finanzlage des
Staates mit der Petition bis zu einer günstigeren Zeit
zurückhalten . Bei der Bahn Bühl— Sehl seien allerdings
vier Orte seines Bezirks übergangen worden und im
Interesse dieser Gemeinden würde er die vorliegende
Petition gern zur Kenntnißnahme überweisen — anderer¬
seits müsse er aber auch hervorheben, daß die Orte, die
jetzt bereits an der Schmalspurbahn lägen, zu den Kosten
der neuen Bahn nicht einen Pfennig beitragen. Ihm sei
die bestehende Schmalspurbahn lieber, als die Zukunfts¬
musik des Herrn Böhtlingk.

Abg . Reichert hält es zwar für schwer , einer ver¬
lorenen Sache das Wort zu reden ; für ihn handle es
sich aber darum , eine bei dem Bau der Bühler Bahn
begangene Rücksichtslosigkeit wieder gut zu machen, denn
es wäre das Richtige gewesen , wenn die Bahn durch
das Hanauerland nicht in Bühl , sondern in Oos oder
Rastatt den Anschluß an die Hauptbahn gefunden hätte.
Was die vorliegende Petition betreffe , so hätte er es
lieber gesehen, die Gemeinden wären für die Fortsetzung
der Bahn von Schwarzach nach Rastatt eingetreten, statt
eine Bollbahn zu verlangen . Ob die Agitation für diese
Bahn künstlich in die Gemeinden getragen, wisse er nicht,
doch halte er eine derartige Kritik nicht für geboten , denn
bei jeder Frage müsse doch Jemand da sein, der dieselbe
anrege. Ob die Anregung von Karlsruhe gekommen
oder wo andersher , sei doch wohl gleichgiltig . Nun habe
man gesagt, die Bahn sei unrentabel , also nicht noth -
wendig . Er könne diese Ansicht nicht theilen; wenn es
sich um eine Konkurrenzbaha , wie die Röschwooger ,
handle, dürfe man die Hände nicht in den Schoß legen,
und wenn die Konkurrenz mit einer Bahn nicht auszu¬
halten sei , müsse man eben eine neue bauen. Wo keine
Verkehrsmittel seien , werde auch kein Handel und Ver¬
kehr stattfinden, wo aber Verkehrsmittel geschaffen wür¬
den , da zöge sich auch der Handel hin . Man habe in
den letzten Tagen verschiedenes über die Schiffbarmachung
des Rheins gehört ; er sei nun der Meinung , wenn der
Hafen in Kehl erstellt, die Murgthalbahn nach Freuden¬
stadt fortgeführt , so würde die Bahn von Rastatt nach
Kehl von selbst kommen . Man habe s . Z . auch die
Rheinthalbahn für überflüssig gehalten , jetzt werde Nie¬
mand mehr diesen Gedanken vertreten wollen . Der Ver¬
kehr von Württemberg nach dem Murgthal dürfe in
Rastatt nicht seinen Ausgang haben, sondern müsse weiter
nach Kehl und dem Elsaß gefüht werden. Die natürliche
Folge würde die Fortsetzung der Bahn von Kehl nach
Offenburg sein und weiter das Rheinthal hinauf . Heute
müsse er allerdings selbst sagen , daß eine endgiltige Ent¬
scheidung noch nicht geboten sei . Man müsse erst einige
Jahre den Betrieb der strategischen Bahn abwarten ,
dann werde es sich ja zeigen , auf welchem Wege Abhilfe
geschafft werden müßte. Daher sei es das Richtige , die
Regierung heute auf die Verhältnisse aufmerksam zu
machen, und dies geschehe am besten durch Ueberweisung
zur Kenntnißnahme. Daß diese Bahn kommen müsse,
sei seine feste Ueberzeugung. In Bezug auf die Rösch¬
wooger Bahn bittet Redner die Regierung , in der Nähe
von Iffezheim eine Station zu errichten .

Abg . Engelberth führte einleitend aus , daß die Bahn
durch das Hanauerland ihren Anschluß in Rastatt wegen
der zu hohen Kosten nicht habe finden können . Prinzipiell
sei die Stadt nicht gegen diesen Anschluß gewesen , doch
hätten die Opfer in keinem Verhältniß zu den zu er-
zielenden Vortheilen gestanden . Weiter sei damals in
Betracht gekommen , daß Rastatt damals noch Festung
gewesen . An der Erstellung einer Bahn , wie sie jetzt
geplant, habe die Stadtverwaltung von Rastatt ein großes
Druck und Berta , der G. Brauu ' scheu Hosbuchdruckerei.

Interesse und sie sei bereit , da- Gelände , soweit es
Rastatt betreffe , unentgeltlich zu stellen . Er müsse auch
widersprechen, daß die Agitation für diese Bahn künst¬
lich in die Gemeinden hineingetragen sei , da- Interesse
für diese Bahn sei jeweils vorhanden gewesen , so daß
eS nur eines Anstoßes bedurft habe , dasselbe wieder zu
wecken . Wohl habe Rastatt Bahnverbindungen , so daß
das Interesse für diese Bahn mehr lokaler Natur sei ;
dasselbe gehe dahin , mit den Gemeinden des Bezirks in
nähere Verbindung zu kommen, und dieses Interesse
werde auch von den in Frage kommenden Gemeinden
getheilt. Die ganze Strecke von Rastatt bis Schwarzach
sei ohne Bahn und die allgemeinen Ausführungen über
die Fortsetzung der Höllenthalbahn seien auch hier maß-
gebend . Gerade die Orte, in denen , wie dies hier viä -
fach der Fall , die Landwirthschaft darnieder liege ,
bedürften einer Bahnverbindung , um unter Umständen die
Etablirung einer Industrie zu ermöglichen . Gewiß sei
der Lokalverkehr nicht ausschlaggebend, doch habe die
Petition auch Gesichtspunkte anderer Art , die Berück¬
sichtigung verdienten. Die Befürchtung , daß ein Theil
des Verkehrs durch die Röschwooger Linie abgezogen
werde , bestehe, der Verkehr aber nordwärts nach Straß -
bürg könne durch^die gewünschte Linie erhalten bleiben .
Ihm scheine deßhalb der Vorschlag , die Petition der
Regierung zur Kenntniß zu überweisen, sehr beherzigenS -
werth , damit dieselbe die Angelegenheit nicht aus dem
Auge verliere.

Abg . Koeile möchte das Wort ergreifen, weil es ihm
im Badischen „Landesboten" geradezu als Pflicht bezeich¬
net worden sei, für dieses Projekt einzutreten. So warm
ihm aber auch die Interessen der Stadt Karlsruhe am
Herzen lägen und so dankbar er für jede Anregung sei,
trotzdem glaube er nicht , den Wünschen des Eisenbahn-
reformvereins entsprechen zu sollen . Weder in der Pe-
tition noch in den heute gehörten Reden habe er einen
Anhaltspunkt dafür finden können , daß diese Bahnver¬
bindung gerade der Stadt Karlsruhe besonderen Nützen
bringen könne . Der Verkehr des Hanauerlandes gravi -
tire nach Straßburg , das rasch und bequem zu erreichen
sei , andererseits entspreche dieser Verkehr einer lang¬
jährigen Gewohnheit. Der direkte Verkehr aber werde
im ganzen und großen durch Taxermäßigung erhalten
bleiben . Gewiß sei jede Verkehrserleichterung zu begrüßen
und zu fördern , doch hier liege die Sache doch nicht so ein¬
fach. Den jährlichen Anforderungen von über 600000 M.
stünden sehr geringe .Einnahmen gegenüber. Die weitere
Frage aber , ob die Stadt Karlsruhe von dieser neuen
dritten Linie einen Vortheil zu erwarten habe, stehe er
nicht an, zu verneinen. Er werde deßhalb für den Som-
missionsantrag stimmen und er glaube auch, daß er damit
seine Pflicht als Abgeordneter für Karlsruhe nicht verletzt
habe .

Seitens der Abgg. Reichert , Engelberth , Heim¬
burger , Wilckens und Venedey ist ein Antrag auf
Ueberweisung zur Kenntnißnahme eingegangen.

Abg. Wilckens erklärt, den Antrag nicht in dem Sinne
unterschrieben zu haben , daß die Regierung eine Veran¬
lassung nehme , die Bahn sofort zu bauen . Er sei lediglich
der Meinung , die Regierung solle mit Rücksicht auf die
Erfahrungen , die sie bei der Röschwoger Bahn machen
würde, die Angelegenheit im Auge behalten. Die Linie
an und für sich halte er für eine vernünftige und natur¬
gemäße , deßhalb bitte er , von der schroffen Form des
llebergangs zur Tagesordnung abzusehen .

Abg . v . Stockhorner würde es für bedenklich halten,
dem weitergehenden Antrag zuzustimmen . Die Frage
liege klar, deßhalb sei eine klare Antwort auch geboten .
Bei den großen Summen, um die es sich handle, und bei
der feststehenden Unrentabilität der Bahn dürfte bei den
in Frage kommenden Gemeinden nicht den Anschein eine»
eventuellen Bahnbaues geweckt werden.

Abg . Weber spricht sich gleichfalls gegen den weiter¬
gehenden Antrag aus, da in den nächsten Dezennien für
diese Bahn kein Bedürfniß vorliege, und zwar um so
weniger, als die Schiffbarmachung des Rheins in Aussicht
stehe. Redner plädirt schließlich für Erstellung der Bahn
Offenburg -Kehl.

Abg . Fieser findet das Einbringen des weitergehenden
Antrags begreiflich , demselben sei auch gar nicht die weit-
gehnde Bedeutung, die von Stockhorner in demselben er¬
blickt , beizulegen. Werde der Antrag angenommen, so
denke noch Niemand daran, die Bahn in nächster Zeit zu
erbauen. Erst nach Erbauung der Röschwooger Bahn
solle die Regierung den eventuellen Rentenausfall unter¬
suchen und dann die Frage des Baues der jetzt gewünsch¬
ten Bahn zur Erörterung stellen .

Abg . Gesell ist ermächtigt, zu erklären, daß die vor¬
liegende Petition nicht vom gesammten Eisenbahnreform¬
verein ausgegangen , sondern lediglich von der Sektion
Karlsruhe .

Nach kurzen Bemerkungen der Abgg. Wilckens und
Koelle und nach einem Schlußwort des Berichterstat¬
ters wird der Antrag Reichert mit großer Majorität
abgelehnt und der Kommissionsantrag angenommen.

Abg . Hennig erstattet Bericht über die Bitte des
Bürgermeisters Josef Sutter von Hottingen , Entschädi¬
gung wegen erlittenen Brandunglücks betreffend . Der
Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung wird debatte -
los angenommen.

Abg . Strübe berichtet sodann über die Bitte der
Liberia Spitzmüller , geborene Kunzelmann , Witwe deS
verstorbenen Hauptlehrers Albert Spitzmüller z . Zt. in
Riedern, um Unterstützung. Die Petentin, die 75 Jahre
alt, bittet um eine Unterstützung bis an ihr Lebensende .
Der Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung unter
Befürwortung der Fortsetzung der bisherigen Unterstützung
wird angenommen.

Schluß der Sitzung »/,12 Uhr.
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